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Antrag  

für den 
Ausschuss für Bauen, Planung und Grundstücke  
am 23. Februar 2023 
 

 

Göttingen,9. Februar 2023 

Schöne Gärten statt Schottergärten! 

Der Ausschuss möge dem Rat zum Beschluss vorlegen: 

Die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben im Bezug auf Schottergärten wird von der 

Verwaltung konsequent angegangen. 

Sollte der Verwaltung das hierfür nötige Personal fehlen, ist dieses in die Änderungsliste der 

Verwaltung zum Doppelhausalt 2023/24 zu integrieren. 

 

Begründung:  

Mit Schotter, Kies und Flies versiegelte unbebaute Flächen eines Baugrundstücks verstoßen gegen   

§ 9 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO). Dort heißt es: „Die nicht überbauten Flächen 

der Baugrundstücke müssen Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung 

erforderlich sind.“  

Am 17. Januar 2023 hat der 1. Senat des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts festgestellt: Die 

Bauaufsichtsbehörde könne einschreiten, wenn nicht überbaute Flächen von Baugrundstücken nicht 

den Anforderungen des § 9 Abs. 2 NBauO genügten. im konkreten Fall ging es um „Kiesbeete, in die 

punktuell Koniferen und Sträucher sowie Bodendecker eingepflanzt seien. Grünflächen [hingegen] 

würden durch naturbelassene oder angelegte, mit Pflanzen bewachsene Flächen geprägt. 

Wesentliches Merkmal einer Grünfläche sei der „grüne Charakter“.”  

(https://oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/die-

niedersachsischen-bauaufsichtsbehorden-konnen-die-beseitigung-von-schottergarten-anordnen-

218855.html) 

Aufgrund dieses unanfechtbaren Urteils steht die Untätigkeit der Stadt nicht nur in Widerspruch zum 

Bekenntnis für Biodiversität, sondern ist auch juristisch anzugreifen. Die Landeshauptstadt Hannover 

hat zur Kontrolle und Ahnung von Schottergärten zwei Personalstellen geschaffen. Das könnte ein 

Beispiel für Göttingen sein. 


